
 

Antrag  

Fraktion der SPD 

Runden Tisch „Schwangerenkonfliktberatung und Schwangerschaftsabbruch in 

Hessen“ einrichten 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Hessische Landtag fordert die Hessische Landesregierung auf, einen Runden Tisch 

zum Thema „Schwangerenkonfliktberatung und Schwangerschaftsabbruch in Hessen“ ein-
zurichten.  

 
2. Der Hessische Landtag spricht sich dafür aus, dass Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 

Runden Tisches Vertreterinnen und Vertreter und Akteure rund um das Thema Schwan-
gerenkonfliktberatung und Schwangerschaftsabbruch sein sollen. Darunter fallen Stellen 
der Schwangerenkonfliktberatung, Ärztinnen und Ärzte, Hessische Kliniken, Medizinische 
Hochschulen, die LIGA der freien Wohlfahrtspflege Hessen sowie der Paritätische Wohl-
fahrtsverband Hessen e.V. 

 
3. Der Hessische Landtag fordert, dass der Runde Tisch mindestens zweimal im Jahr einzube-

rufen ist, wenn dies nicht in Präsenz möglich ist, soll die Sitzung per Videokonferenz erfol-
gen. Ziel ist die Sicherstellung der Daseinsvorsorge für das Selbstbestimmungsrecht der 
Frau, dazu soll ein Handlungsplan erarbeitet werden. Überall in Hessen sollen Schwanger-
schaftsabbrüche vorgenommen werden können. Ausreichende Beratungsstrukturen müssen 
vorhanden sein.   

 
 
Begründung: 

Während der Anhörung zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein drittes Gesetz zur 
Änderung des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Schwangerschaftskonfliktgesetz Drucks. 
20/6334 wurde von den Anzuhörenden eindrücklich geschildert, dass eine Versorgung mit aus-
reichenden Ärztinnen und Ärzten sowie Kliniken, die Schwangerschaftsabbrüche vornehmen so-
wie von Stellen der Schwangerenkonfliktberatung, nicht überall in Hessen gewährleistet werden 
kann. Hinzukommen anstehende Pensionierungen von Ärztinnen und Ärzten, die Abbrüche vor-
nehmen ohne Aussicht auf eine Nachfolge für die Behandlungen. Es ist demnach davon auszuge-
hen, dass in der Zukunft weitere Lücken in der Versorgung in Hessen entstehen werden. Dem ist 
mit einem Runden Tisch und der Entwicklung eines Handlungsplans entgegenzuwirken.   
 
 
Wiesbaden, 30. November 2021 

Die Fraktionsvorsitzende: 
Nancy Faeser 

Eingegangen am 30. November 2021   ·   Ausgegeben am 1. Dezember 2021 

Herstellung: Kanzlei des Hessischen Landtags   ·   Postfach 3240   ·   65022 Wiesbaden   ·   www.Hessischer-Landtag.de  

Drucksache 20/6853  

 

 30. 11. 2021 

 

Plenum 

20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 


